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Das Bundeskartellamt (BKartA) hat am 23.12.2022 Alphabet Inc., Mountain View, USA, Google Ireland Ltd., Dublin, Irland, und

Google Germany GmbH, Hamburg, seine vorläufige rechtliche Einschätzung in dem Verfahren wegen Googles Konditionen zur

Datenverarbeitung übersandt, so die PM des Bundeskartellamtes vom 11.1.2023. Nach dem jetzigen Verfahrensstand gehe das

Bundeskartellamt davon aus, dass die neuen Vorschriften für Digitalkonzerne (§ 19a GWB) einschlägig seien und Google des-

halb seine Datenverarbeitungskonditionen und die darauf gestützte Praxis anpassen müsse. Andreas Mundt, Präsident des Bun-

deskartellamtes: „Das Geschäftsmodell von Google baut ganz grundlegend auf der Verarbeitung von Nutzerdaten auf. Google

hat hier einen strategischen Vorteil gegenüber anderen Unternehmen aufgrund des etablierten Zugangs zu relevanten Daten

aus einer sehr großen Zahl an verschiedenen Diensten. Google muss sich an den Anforderungen der neuen Wettbewerbsvor-

schriften für Digitalkonzerne messen lassen. Das Unternehmen muss den Nutzerinnen und Nutzern ausreichende Wahlmög-

lichkeiten hinsichtlich der Verarbeitung ihrer Daten einräumen.“ Das Bundeskartellamt sei zu der vorläufigen Einschätzung ge-

langt, dass die Nutzerinnen und Nutzer auf der Basis der aktuellen Konditionen keine ausreichende Wahl haben, ob und inwie-

weit sie mit dieser weitreichenden dienstübergreifenden Verarbeitung ihrer Daten einverstanden sind. Die bislang angebote-

nen Wahlmöglichkeiten seien insbesondere zu intransparent und pauschal, soweit Google überhaupt Wahlmöglichkeiten

anbietet. Nach der derzeitigen Einschätzung des Bundeskartellamtes setzten ausreichende Wahlmöglichkeiten insbesondere

voraus, dass Nutzerinnen und Nutzer die Datenverarbeitung auf den jeweils genutzten Dienst beschränken können. Darüber

hinaus müssten sie auch nach den Zwecken der Datenverarbeitung differenzieren können. Die angebotenen Wahlmöglichkei-

ten dürften zudem nicht so ausgestaltet sein, dass sie es Nutzerinnen und Nutzern leichter machen, die Zustimmung zu einer

dienstübergreifenden Datenverarbeitung zu erteilen als sie nicht zu erteilen. Nicht zulässig sei zudem eine anlasslos und prä-

ventiv erfolgende flächendeckende dienstübergreifende Vorratsdatenverarbeitung, auch nicht für Sicherheitszwecke, die ohne

jede Wahlmöglichkeit für Nutzerinnen und Nutzer erfolgt. Das Bundeskartellamt beabsichtige daher derzeit, dem Unterneh-

men eine Neugestaltung der angebotenen Wahlmöglichkeiten aufzugeben. Bei seinem Verfahren stütze sich das Bundeskar-

tellamt auf das deutsche Wettbewerbsrecht. Für bestimmte Dienste von Google dürfte zukünftig auch der europäische Digital

Markets Act (DMA) anzuwenden sein, dessen Durchsetzung in die ausschließliche Zuständigkeit der Europäischen Kommission

fällt. Der DMA beinhalte ebenfalls eine Vorschrift, welche eine dienstübergreifende Datenverarbeitung adressiert, allerdings

nur sofern von der Europäischen Kommission noch zu benennende sog. zentrale Plattformdienste involviert sind. Das vorlie-

gende Verfahren auf Basis des nationalen § 19a GWB reiche teilweise über die zukünftigen Anforderungen des DMA hinaus.

Das Bundeskartellamt stehe dazu im Austausch mit der Europäischen Kommission.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Wegfall der Wiederholungsgefahr III –

Zur Ausräumung der Wiederholungsgefahr

bei erneuter Markenrechtsverletzung

a) Eine neue Markenrechtsverletzung trotz straf-

bewehrter Unterlassungserklärungbegründet re-

gelmäßig erneut die Wiederholungsgefahr, die

grundsätzlich nur durch eine weitere Unterwer-

fungserklärung mit einer gegenüber der ersten

erheblich höheren Strafbewehrung ausgeräumt

werden kann. Einem Vertragsstrafeversprechen

nach „Hamburger Brauch“ wohnt eine solche hö-

here Strafbewehrungbereits inne. Es entfaltetmit

derMöglichkeit, eine Vertragsstrafe auch in zuvor

nicht absehbarer Höhe festzusetzen, im Wieder-

holungsfall dem Schuldner gegenüber die not-

wendige Abschreckungswirkung, zumal der Um-

stand der wiederholten Zuwiderhandlung bei ei-

ner gerichtlichen Überprüfung der Angemessen-

heit derVertragsstrafe zuberücksichtigen ist.

b) Für den Wegfall der Wiederholungsgefahr ge-

nügt grundsätzlich der Zugang einer strafbewehr-

ten Unterlassungserklärung des Schuldners, die

sich als Ausdruck eines ernsthaftenUnterlassungs-

willens darstellt. Dafür ist erforderlich, dass die

strafbewehrte Unterlassungserklärung bis zu ihrer

Annahme oder Ablehnung durch den Gläubiger

bindend ist, damit dieser sie jederzeit annehmen

und so die Vertragsstrafeverpflichtung begründen

kann. Nur dann ist die erforderliche Abschre-

ckungswirkung gegeben, die denWegfall derWie-

derholungsgefahr schon mit Zugang der strafbe-

wehrtenUnterlassungserklärungrechtfertigt.

c) Lehnt der Gläubiger die Annahme der strafbe-

wehrten Unterlassungserklärung gegenüber

dem Schuldner ab, scheitert der Abschluss des

Unterlassungsvertrags und es fehlt ab diesem

Zeitpunkt an der für den Wegfall der Wiederho-

lungsgefahr erforderlichen Abschreckungswir-

kung durch eine (drohende) Vertragsstrafever-

pflichtung (Aufgabe von BGH, Urteil vom 31. Mai

1990 – I ZR 285/88, GRUR 1990, 1051 [juris

Rn. 16] = WRP 1991, 27 [BB 1990, 2143] – Ver-

tragsstrafe ohne Obergrenze).

BGH, Versäumnisurteil vom 1.12.2022 –

I ZR 144/21
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-65-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Nichtausübung eines verbrieften

Rückgaberechts in einem sog. „Dieselfall“

Die Nichtausübung eines verbrieften Rückgabe-

rechts stellt in einem sogenannten „Dieselfall“

den für die Erwerbskausalität geltenden Erfah-

rungssatz nicht in Frage, dass der Geschädigte in

Kenntnis sämtlicher Umstände undmit Rücksicht

auf das damit einhergehende Stilllegungsrisiko

das mit einer Umschaltlogik versehene Fahrzeug

nicht gekauft hätte (Fortführung von BGH, Urteil

vom 16. Dezember 2021 – VII ZR 389/21, VersR

2022, 391 Rn. 12 ff. [BB 2022, 275] und Urteil

vom 11. April 2022 – VIa ZR 135/21, juris Rn. 6).

BGH, Urteil vom 7.11.2022 – VIa ZR 325/21
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-65-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zum Eingang eines über das beA einge-

reichten elektronischen Dokuments gem.

§ 130a Abs. 5 S. 1 ZPO sowie zu anwaltlichen

Sorgfaltspflichten bei der Übermittlung von

fristgebundenen Schriftsätzen per beA

a) Ein über das besondere elektronische Anwalts-

postfach (beA) eingereichtes elektronisches Do-

kument ist erst dann gemäß § 130a Abs. 5 Satz 1

ZPOwirksambei demzuständigenGerichteinge-

gangen, wenn es auf dem gerade für dieses Ge-

richt eingerichteten Empfänger-Intermediär im

Netzwerk für das elektronische Gerichts- und Ver-

waltungspostfach (EGVP)gespeichertworden ist.

b) An die anwaltlichen Sorgfaltspflichten im Zu-

sammenhang mit der Übermittlung von fristge-

bundenen Schriftsätzen per beA sind keine ge-

ringeren Anforderungen zu stellen als bei der

Übermittlung von Schriftsätzen per Telefax (hier:
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